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Verlängerung der Konsultati-
onsvereinbarungen zwischen 
Deutschland und Frankreich, 
Deutschland und der Schweiz, 
Deutschland und Luxemburg, 
sowie Deutschland und den Nie-
derlanden   
Bereits in den diesjährigen Feb-
ruar- und Juniausgaben unseres 
GMS-Newsletters haben wir aus-
führlich über die pandemiebeding-
ten steuerlichen Sonderregelun-
gen zwischen Deutschland und 
den angrenzenden Staaten infor-
miert. Wir möchten nun auf die 
Verlängerungen der Konsultations-
vereinbarungen mit Frankreich, 
Schweiz, Luxemburg und den Nie-
derlanden hinweisen. 

Ziel der Sonderregelungen ist es, 
negative steuerliche Auswirkungen 
für grenzüberschreitend tätige Ar-
beitnehmende so gering wie mög-
lich zu halten, die sich unter Um-
ständen aufgrund der (nahezu) 
ausschließlichen Home-Office-Tä-
tigkeit ergeben können.  

Deutschland – Frankreich: 
Mit BMF-Schreiben vom 25. Juni 
2021 (GZ: IVB3 – S1301 – 
FRA/19/10018:007) wurde die 
Konsultationsvereinbarung zwi-
schen Deutschland und Frankreich 
bis mindestens zum 30. Septem-
ber 2021 verlängert. Wird die Ver-
einbarung nicht fristgerecht gekün-
digt, verlängert sie sich nach dem 
30. September 2021 automatisch 

um einen weiteren Monat. Inhalt-
lich wurden keine Anpassungen 
vorgenommen, sodass die ge-
troffenen Maßnahmen zumindest 
bis zum 30. September 2021 un-
verändert fortgelten. Mit einer wei-
teren Verlängerung der Vereinba-
rung über den 30. September 
2021 hinaus ist zum gegenwärti-
gen Zeitpunkt zu rechnen. 

Deutschland – Schweiz: 
Daneben wurde mit BMF-Schrei-
ben vom 8. September 2021 (GZ 
IV B 2 – S 1301-CHE/07/10015-
16) bekannt gegeben, dass die 
Verlängerung der Konsultations-
vereinbarung zwischen Deutsch-
land und der Schweiz nicht vor 
dem 31. Dezember 2021 gekün-
digt wird. Auch hier wurden inhalt-
lich keine Anpassungen oder Neu-
regelungen getroffen, sodass die 
bisherigen Maßnahmen weiterhin 
bestehen. 

Deutschland – Luxemburg: 
Weiterhin wurde mit BMF-Schrei-
ben vom 20. September 2021 (GZ 
IV B 3 – S 1301-LUX/19/10007: 
003) mit Luxemburg die Vereinba-
rung getroffen, dass die Verständi-
gungsvereinbarung zur Besteue-
rung von Grenzpendlern ebenfalls 
bis zum 31. Dezember 2021 fort-
gelten soll. Weitere inhaltliche An-
passungen erfolgten nicht. 
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Deutschland – Niederlande: 
Mit BMF-Schreiben vom 15. Sep-
tember 2021 (GZ: IVB3 – S1301 – 
NDL/20/10004:001) wurde die 
Verlängerung der Konsultations-
vereinbarung zwischen Deutsch-
land und den Niederlanden bis 
mindestens zum 31. Dezember 
2021 bekannt gegeben. Wird die 
Vereinbarung nicht fristgerecht ge-
kündigt, verlängert sie sich nach 
dem 31. Dezember 2021 automa-
tisch um einen weiteren Monat. 
Auch hier wurden inhaltlich keine 
Anpassungen oder Neuregelun-
gen getroffen, sodass die bisheri-
gen Maßnahmen weiterhin fortgel-
ten.  

Fazit 
Die Verlängerungen der Konsulta-
tionsvereinbarungen und der damit 
verbundenen steuerlichen Sonder-
regelungen bieten nun auch für die 
Länder Schweiz, Frankreich, Lu-
xemburg und den Niederlanden 
bis mindestens 30. September / 
31. Dezember 2021 Rechtssicher-
heit für grenzüberschreitend tätige 
Mitarbeitende.  
 
Gefahr einer Doppelbesteue-
rung bei grenzüberschreitenden 
Sachverhalten im Zusammen-
hang mit Abfindungszahlungen 
zwischen Deutschland und den 
Niederlanden 
Nach §50 d Abs. 12 EStG sind Ab-
findungen, welche anlässlich der 
Beendigung eines Dienstverhält-
nisses gezahlt werden, für Zwecke 
eines Doppelbesteuerungsabkom-
mens als für frühere Tätigkeit ge-
leistetes zusätzliches Entgelt zu 
beurteilen. Diese Regelung greift 
nur dann nicht, wenn das Doppel-
besteuerungsabkommen (DBA) 
eine andere Regelung zur Be-
handlung von Abfindungen enthält. 
Dieses ist im Falle des DBA zwi-
schen Deutschland und den Nie-
derlanden nicht der Fall, sodass 
der Grundfall zu Anwendung 
kommt. 
 
Bei grenzüberschreitenden Sach-
verhalten sind Abfindungszahlun-
gen auf die steuerliche Behand-
lung in den jeweils betroffenen 

Ländern zu prüfen. Nach dem all-
gemeinen Verständnis geht man 
davon aus, dass die Gefahr einer 
Doppelbesteuerung innerhalb Eu-
ropas so gut wie nicht vorhanden 
ist. Zu berücksichtigen sind neben 
gegebenenfalls.  bestehenden na-
tionalen Regelungen auch unter-
schiedliche Vorgehensweisen bei 
der Anwendung des DBA. Die 
steuerlichen Auswirkungen auf-
grund der unterschiedlichen Steu-
erregelungen der betroffenen Län-
der können gravierende Folgen 
haben. 

Beispiel: 
Steuerpflichtiger A ist seit dem 1. 
Januar 2010 bei der X-GmbH an-
gestellt. Zum 31. Dezember 2020 
wurde das Beschäftigungsverhält-
nis beendet. Im Zeitraum 1. Ja-
nuar 2018 bis 31. Dezember 2020 
befand sich der Steuerpflichtige 
auf einer Entsendung in die Nie-
derlande (Tätigkeit ausschließlich 
in den Niederlanden und auch dort 
besteuert). Der Arbeitnehmer er-
hält eine Abfindung von 500.000 
Euro. 

Durch die Fiktion in § 50d Abs. 12 
EStG steht Deutschland ein antei-
liges Besteuerungsrecht der Abfin-
dung für den Zeitraum 1. Januar 
2010 bis 31. Dezember 2017 zu. 
Dieses gilt unabhängig vom Steu-
erstatus in Deutschland von A im 
Zeitpunkt der Auszahlung der Ab-
findung. Nur der Anteil für den 
Zeitraum 1. Januar 2018 bis 31. 
Dezember 2020 steht aus deut-
scher Sicht der Besteuerung in 
den Niederlanden zu. 

Aus niederländischer Sicht werden 
die Regelungen des OECD-Mus-
terabkommens mit Änderung aus 
2014 sowie die Leitlinien des nie-
derländischen Finanzministeriums 
angewendet. Dementsprechend 
erfolgt eine Besteuerung der Ab-
findung nach den Tatsachen in 
den letzten zwölf Monaten vor 
Ende der Beschäftigung. Das 
heißt für das oben genanntes Bei-
spiel, dass die Niederlande die Ab-

findung voll besteuern. Die Abfin-
dung ist somit für den Zeitraum  
1. Januar 2010 bis 31. Dezember 
2017 doppelt besteuert.   

Es besteht die Gefahr einer Dop-
pelbesteuerung also immer dann, 
wenn innerhalb der letzten zwölf 
Monate vor Beendigung des 
Dienstverhältnisses eine steuer-
pflichtige Tätigkeit in den Nieder-
landen ausgeführt wurde. Im Um-
kehrschluss erfolgt keine 
Besteuerung in den Niederlanden, 
sofern keine Tätigkeit innerhalb 
der letzten zwölf Monate vor Ende 
der Beschäftigung in den Nieder-
landen ausgeübt wurde (Abwei-
chung zu Beispiel oben: Entsen-
dung in die Niederlande im 
Zeitraum 1. Januar 2012 bis 31. 
Dezember 2015). In diesem Fall 
ist dann zu prüfen, ob das Besteu-
erungsrecht auch für die Anteile, 
die grundsätzlich den Niederlan-
den zuzurechnen sind, in Deutsch-
land zu versteuern sind. Dies ist 
regelmäßig der Fall, wenn der Mit-
arbeitende im Zeitpunkt der Aus-
zahlung der Abfindung in Deutsch-
land unbeschränkt steuerpflichtig 
ist.    

Um einen anderen Aufteilungs-
maßstab in den Niederlanden an-
zuwenden, ist ein Verständigungs-
verfahren zwischen Deutschland 
und den Niederlanden in die Wege 
zu leiten. Da es sich in der Regel 
hierbei um langwierige Verfahren 
handelt, besteht die Gefahr, dass 
der Sachverhalt lange nicht abge-
schlossen werden kann und es am 
Ende bei der doppelten Versteue-
rung bleibt.  

Im Zusammenhang mit Entlas-
sungsabfindungen gibt es in den 
Niederlanden außerdem noch eine 
zusätzliche Abgabe für Arbeitge-
ber auf überhöhte Abfindungszah-
lungen. Diese betragen 75 Prozent 
des überhöhten Anteils der Abfin-
dung. 
 
Fazit 
Gerade im internationalen Kontext 
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empfehlen wir dringend, sich be-
reits im Vorfeld über die steuerli-
chen Konsequenzen und Ver-
pflichtungen in den jeweiligen 
Ländern zu informieren, um die Ri-
siken und die Höhe der zu erwar-
tenden Steuern auf die Abfin-
dungszahlungen abschätzen zu 
können. Hier stehen wir Ihnen mit 
unserem Team zur Verfügung. 

Verrechnung negativer Einmal-
bezüge mit positiven Einmalbe-
zügen bei Zufluss zu Beginn 
des Jahres und Besonderheit 
bei beschränkt Steuerpflichti-
gen 
Ein oft gesehenes Szenario im Zu-
sammenhang mit internationalen 
Arbeitseinsätzen in Deutschland 
ist die Zahlung von nachlaufen-
dem Arbeitslohn. Bonus oder auch 
geldwerte Vorteile aus Aktienoptio-
nen sind vielfach auch nach Weg-
zug der Mitarbeiter ins Ausland 
noch in Deutschland steuerpflich-
tig und müssen über die Gehalts-
abrechnungen verarbeitet werden.  
 
Spannend wird es, wenn die posi-
tiven Einmalbezüge mit negativen 
Einmalbezügen in einer sogenann-
ten Tax Equalization bei be-
schränkt Steuerpflichtigen zusam-
mentreffen. Vielfach sind auch die 
Einmalbezüge von der Tax Equali-
zation umfasst und müssen in 
Deutschland zum Zwecke der 
Lohnbesteuerung innerhalb der 
Gehaltsabrechnung auf einen 
Bruttobetrag hochgerechnet wer-
den.  

Grundsätzlich gilt, dass ein negati-
ver Einmalbezug mit dem zu-
nächst hochgerechneten Brutto-
einmalbezug verrechnet werden 
kann, der im gleichen Monat zuge-
flossen ist. Im Ergebnis ergibt sich 
eine niedrigere Steuerlast auf den 
noch übrigen steuerpflichtigen Be-
trag sofern nicht der negative Wert 
den Positiven übersteigt. Sobald 
der negative Einmalbezug in ei-
nem anderen Monat zugeflossen 
ist, ist eine Verrechnung in der Ge-
haltsabrechnung grundsätzlich 
nicht mehr möglich. Gleiches gilt, 

wenn der negative Betrag den po-
sitiven Einmalbezug übersteigt. 
Dann darf der verbleibende nega-
tive Wert nicht in Folgemonaten 
verrechnet werden. Lediglich im 
Rahmen eines Lohnsteuerjahres-
ausgleichs wäre eine Verrechnung 
dann noch möglich. Die Voraus-
setzungen dafür sind bei be-
schränkter Steuerpflicht der Mitar-
beiter allerdings oftmals nicht 
gegeben. Zu dem Grundsatz gibt 
es eine Ausnahme wie der fol-
gende Fall aufzeigt:  

Im Januar erhält der Mitarbeiter ei-
nen negativen Einmalbezug in 
Höhe von 70.000 Euro und einen 
positiven Einmalbezug in Höhe 
von 50.000 Euro netto. Gemäß der 
aktuellen Lohnsteuerrichtlinie stellt 
sich dieser Fall in der Gehaltsab-
rechnung so dar, dass der nega-
tive Wert zunächst zur Bemessung 
des voraussichtlichen Jahresar-
beitslohns herangezogen wird. Da 
der voraussichtliche Wert dann ne-
gativ ist, erfolgt systemseitig in der 
Gehaltsabrechnung keine Hoch-
rechnung des positiven Nettower-
tes mehr und der Nettobetrag wird 
vollständig verrechnet. Die Steuer 
beträgt 0 Euro. Die Gehaltsab-
rechnung führt den negativen Wert 
außerdem fort und er kann für die 
Verrechnung etwaiger später zu-
fließender positiver Einmalbezüge 
auch über die Monatsgrenze hin-
weg herangezogen werden.  
 
Im Vergleich zu einem zweiten 
Fall, in dem der negative Einmal-
bezug zu einem späteren Zeit-
punkt erfolgt, verdeutlicht sich die 
Auswirkung:  

Fall 1 – Zufluss negativer Einmal-
bezug zu Beginn des Steuerjahres 
 
Gehaltsabrechnung Januar 
Sonstiger Bezug - 70.000 Euro 

Sonstiger Bezug 
netto     50.000 Euro 

Lohnsteuer durch  
Hochrechnung            0 Euro  
 

Aufgrund der vollständigen Ver-
rechnung ergibt sich keine Lohn-
steuer auf den Nettoeinmalbezug 
in Höhe von 50.000 Euro. 

Gehaltsabrechnung Februar 
Sonstiger Bezug 
Rest Januar  - 20.000 Euro 

Sonstiger Bezug  
netto     15.000 Euro 

Lohnsteuer durch  
Hochrechnung            0 Euro  
 
Auch im Folgemonat ergibt sich 
keine Lohnsteuer. 

Fall 2 – Zufluss des negativen Ein-
malbezuges nach Zufluss des po-
sitiven Einmalbezuges  
 
Gehaltsabrechnung Januar   
Sonstiger Bezug  
netto    50.000 Euro 

Lohnsteuer durch  
Hochrechnung   50.000 Euro 

Hier beträgt das steuerpflichtige 
Brutto 100.000 Euro und es fällt 
klar Lohnsteuer an.  

Gehaltsabrechnung Februar 
Sonstiger  
Bezug   - 70.000 Euro 

Wie man sieht, entsteht in Fall 2 
eine Steuerlast für den positiven 
Einmalbezug im Januar. Eine Ver-
rechnung ist erst über einen etwai-
gen Jahreslohnsteuerausgleich  
oder über eine Einkommensteuer-
erklärung möglich. 
 
Zu beachten ist bei beschränkt 
Steuerpflichtigen, dass die Pflicht 
zur Abgabe einer Einkommensteu-
ererklärung für ausschließlich Ein-
künfte aus nichtselbstständiger 
Tätigkeit nur dann gegeben ist, 
wenn die sogenannte Fünftelrege-
lung in der Gehaltsabrechnung 
hätte angewandt werden müssen. 
In der Gehaltsabrechnung selbst 
wiederum war es im Fall 1 auf-
grund der ausbleibenden Hoch-
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rechnung nicht möglich die Fünf-
telregelung zu prüfen. Dies hat 
nachlaufend zu erfolgen. 
  
Fazit 
Fälle mit sowohl positiven Einmal-
bezügen als auch negativen Ein-
malbezügen sind bei Zusammen-
treffen mit Tax Equalization und 
bei beschränkter Steuerpflicht in 
Deutschland mit Vorsicht zu be-
handeln. Sie sind hinsichtlich der 
Veranlagung mit mehr Aufwand 
verbunden und es bleibt abzuwar-
ten, ob die Veranlagungsstellen 
die Lohnsteuerrichtlinie ebenfalls 
anwenden oder eine Hochrech-
nung vor Verrechnung durchfüh-
ren. 

Aktienverluste absetzen 
Seit Einführung der Abgeltungs-
teuer können Anleger Erträge und 
Gewinne mit Verlusten aus Kapi-
talanlagen verrechnen. Praktisch 
erfolgt dies auf Ebene der Bank 
des Anlegers oder in seiner Steu-
erveranlagung. Dieser abge-
grenzte Verlustverrechnungskreis 
ist notwendig, da nur Kapitaler-
träge dem besonderen Abgeltung-
steuersatz unterliegen. Bei Aktien 
gilt eine Einschränkung: Reali-
sierte Verluste aus Aktien 
dürfen nur mit Aktiengewinnen 
verrechnet werden. Nicht verrech-
nete Aktienverluste werden durch 
die Bank vorgetragen und können 
in den Folgejahren verrechnet 
werden. Bei hohen Aktienverlusten 
und geringen anderen Erträgen 
kann sich hierdurch die Verrech-
nung und damit die Steuerminde-
rung weit in die Zukunft verschie-
ben. 
 
Diese Regelung war schon immer 
fragwürdig. Warum können Aktien-
verluste nicht mit Dividenden aus 
Aktien verrechnet werden, min-
dern doch diese den Wert der Ge-
sellschaft und damit einen 
späteren Gewinn aus den Aktien? 
Warum gilt diese Regelung für un-
mittelbar erworbene Aktien, nicht 
jedoch für Aktienfonds wie einen 
ETF auf den Dax? 
 

Der Bundesfinanzhof (BFH) als 
höchstes deutsches Steuergericht 
konnte sich nun in einem Gerichts-
verfahren mit dieser Einschrän-
kung beschäftigen und lehnt sie 
als potenziell verfassungswidrig 
ab. Folglich muss jetzt das Bun-
desverfassungsgericht entschei-
den. 
 
Für den Bundesfinanzhof ist die 
Begründung des Gesetzgebers, 
mit der Aktienverlustbeschränkung 
das Steueraufkommen vor speku-
lationsbedingten Verlustrisiken zu 
schützen, nicht ausreichend. 
Denn Anleger werden ohne 
nachvollziehbare Begründung un-
terschiedlich behandelt, weil Ver-
luste aus Aktienfonds oder Aktien-
zertifikaten stets verrechnet wer-
den können. Zudem stellt der BFH 
die Gefahr eines endgültigen 
Verlustuntergangs heraus, wenn 
ein Anleger mit unverrechneten 
Aktienverlusten verstirbt. 
 
Betroffene Anleger mit unverrech-
neten Aktienverlusten und positi-
ven anderen Kapitalerträgen soll-
ten eine Überprüfung ihrer Kapital-
einkünfte in der Steuerveranla-
gung beantragen und ihre Steuer-
bescheide durch Einspruch unter 
Verweis auf den BFH-Vorlagebe-
schluss (Az. VIII R 11/18) offenhal-
ten. Hierdurch können sie von ei-
ner positiven Entscheidung des 
Verfassungsgerichts profitieren. 

Neue Rechengröße in der Sozi-
alversicherung ab 1. Januar 
2022 
Das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales hat den Referenten-
entwurf zur Sozialversicherungs- 
Rechengrößenverordnung 2022 
vorgelegt. Die Rechengrößen wer-
den jedes Jahr an die Entwicklung 
der Einkommen angepasst, um die 
soziale Absicherung stabil zu hal-
ten. Ohne diese Anpassung wür-
den Versicherte in der gesetzli-
chen Rentenversicherung – trotz 
steigenden Lohns – im Verhältnis 
geringere Renten bekommen. 
Denn für Einkommen über der Bei-
tragsbemessungsgrenze werden 

keine Beiträge geleistet und somit 
keine Rentenansprüche erworben. 

Rechengrößen sind unter ande-
rem die Bezugsgröße in der Sozi-
alversicherung, die Beitragsbe-
messungsgrenzen (BBG) sowie 
die Jahresarbeitsentgeltgrenze 
(JAEG). Die Bezugsgröße bildet 
das Durchschnittsentgelt der ge-
setzlichen Rentenversicherung in 
Deutschland aus dem vorletzten 
Kalenderjahr ab. Für die Kranken- 
und Pflegeversicherung gelten 
bundeseinheitliche Werte. Ledig-
lich in der Renten- und Arbeitslo-
senversicherung wird nach West 
und Ost unterschieden. 

Die BBG ist der Betrag, bis zu 
dem Beiträge zur Sozialversiche-
rung höchstens erhoben werden. 
Der Entgeltanteil, der oberhalb 
dieser Grenze liegt, ist beitragsfrei. 

Die JAEG (auch Versicherungs-
pflichtgrenze genannt) bestimmt, 
ab welcher Höhe des regelmäßi-
gen Jahresarbeitsentgelts Arbeit-
nehmende nicht mehr gesetzlich 
krankenversicherungspflichtig  
sind. Liegt das regelmäßige Ar-
beitsentgelt über dieser Grenze, 
kann üblicherweise entweder eine 
private oder eine freiwillige gesetz-
liche Krankenversicherung ge-
wählt werden. 

Davon ausgehend, dass der Refe-
rentenentwurf von der Bundesre-
gierung beschlossen wird und der 
Bundesrat zustimmt, gelten ab 
dem 1. Januar 2022 die folgenden 
Rechengrößen in der deutschen 
Sozialversicherung: 
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Re-
chen-
größe 

West Ost 

BBG in 
der ge-
setzli-
chen 

KV/PV 
 

58.050 Euro 
pro Jahr 

(4.837,50 Euro 
pro Monat) 

JAEG in 
der ge-
setzli-
chen 

KV/PV 
 

64.350 Euro 
pro Jahr 

(5.362,50 Euro 
pro Monat) 

BBG für 
die all-
gem. 

Renten- 
und Ar-
beitslo-
senver-
sicheru

ng 

7.050 
Euro 
pro 

Monat 

6.750 
Euro 
pro 

Monat 

BBG für 
die 

knapp-
schaftli-

che 
Renten-
versi-

cherung 

8.650 
Euro 
pro 

Monat 

8.350 
Euro 
pro 

Monat 

Vorläufi-
ges 

Durch-
schnitts-
entgelt 

für 2022 
in der 

Renten-
versi-

cherung 

38.901 Euro 
pro Jahr 

Bezugs-
größe in 
der So-
zialver-
siche-
rung 

 

3.290 
Euro 
pro 

Monat 
(un-
ver-
än-
dert 
im 

Ver-
gleich 

zu 
2021) 

3.150 
Euro 
pro 

Monat 

 
Beitragszuschüsse zur Renten-
versicherung an Vorstandsmit-
glieder einer AG 
Vorstandsmitglieder einer AG sind 

grundsätzlich als abhängig Be-
schäftigte im sozialversicherungs-
rechtlichen Sinne anzusehen (Ur-
teil des Bundessozialgerichts –
BSG – vom 31. Mai 1989 – 4 RA 
22/28 – USK 8936). Sie gelten da-
her statusrechtlich nicht als selbst-
ständig tätig. Das BSG hatte seine 
Sichtweise unter anderem damit 
begründet, dass der Vorstand ei-
ner AG kein eigenes unternehme-
risches Risiko trägt und seine Ge-
schäftsführung der Überwachung 
durch den Aufsichtsrat unterliegt 
(gem. § 111 Abs. 1 AktG). Aller-
dings gehören Vorstandsmitglieder 
nicht zu jenem Personenkreis, der 
kraft Gesetzes der Rentenversi-
cherungspflicht unterliegt (gem.  
§ 1 Satz 3 SGB VI). Mit dem vor-
genannten Urteil hatte das BSG 
nicht nur über den versicherungs-
rechtlichen Status von Vorstands-
mitgliedern entschieden. Es hatte 
zudem klargestellt, dass sie zur 
Antragspflichtversicherung berech-
tigt sind (gem. § 4 Abs. 2 SGB VI). 
Danach wird selbstständig Täti-
gen, die nicht kraft Gesetzes der 
Versichertengemeinschaft ange-
hören, der Zugang zu einem Versi-
cherungspflichtverhältnis durch 
Antragstellung ermöglicht. 

Die aus einer derartigen Antrags-
pflichtversicherung resultierenden 
Beiträge sind vom selbstständig 
Tätigen allein aufzubringen (gem. 
§ 169 Nr. 1 SGB VI). Gleichwohl 
hatte das BSG in seiner Urteilsbe-
gründung betont, dass Vorstands-
mitglieder, die zu Gunsten einer 
Antragspflichtversicherung optie-
ren, in einem versicherungspflichti-
gen Beschäftigungsverhältnis ste-
hen. Dieser vom BSG aufgestellte 
Leitsatz könnte auf eine paritäti-
sche Beitragslastverteilung hin-
deuten, an der sich der Arbeitge-
ber zu beteiligen hat (in analoger 
Anwendung des § 168 Abs. 1 Nr. 
1 SGB VI). Obliegt dem Arbeitge-
ber eine gesetzliche (sozialversi-
cherungsrechtliche) Pflicht zur 
Zahlung eines Beitragszuschus-
ses, so ist dieser Zuschuss als 
Ausgabe zur Zukunftssicherung 
steuerfrei (gem. § 3 Nr. 62 Satz 1 

EStG). Aus der Steuerfreiheit der-
artiger Zukunftssicherungsleistun-
gen, die zusätzlich zu Löhnen und 
Gehältern gewährt werden, folgt 
zudem, dass sie auch nicht dem 
sozialversicherungsrechtlichen Ar-
beitsentgelt zuzurechnen sind 
(gem. § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
SvEV).  

Zu der Frage, ob der Arbeitgeber 
einen Beitragszuschuss zur An-
tragspflichtversicherung zahlen 
muss, hat sich jetzt die Deutsche 
Rentenversicherung (DRV) Bund 
geäußert. Sie bestätigt ausdrück-
lich das Recht zur Antragspflicht-
versicherung für Vorstandsmitglie-
der einer AG. Machen sie davon 
Gebrauch, gelten sie rentenversi-
cherungsrechtlich als selbststän-
dig Tätige mit allen Konsequenzen 
(§§ 169, 173 SGB VI). Dies be-
deutet, dass die Beiträge von den 
selbstständig Tätigen selbst zu tra-
gen und von ihnen unmittelbar an 
den Träger der Rentenversiche-
rung zu zahlen sind. Damit wird 
klargestellt, dass das Vorstands-
mitglied der alleinige Beitrags-
schuldner ist, ohne dass es einen 
gesetzlichen Anspruch auf Zah-
lung eines Zuschusses gegen den 
Arbeitgeber hat. Ob das Unterneh-
men beispielsweise aufgrund tarif-
licher oder einzelvertraglicher Ver-
einbarung einen Zuschuss oder 
Ähnliches zu den zu zahlenden 
Pflichtbeiträgen gewährt, ist für die 
Beurteilung der Steuer- und Bei-
tragspflicht ohne Relevanz. Derar-
tige Leistungen des Arbeitgebers 
sind in voller Höhe der Steuer-
pflicht zu unterwerfen. Die Leistun-
gen unterliegen – dem Grunde 
nach – auch der Beitragspflicht. 
Der Höhe nach wird jedoch eine 
zusätzliche Beitragslast schon al-
lein wegen Überschreitens der 
Beitragsbemessungsgrenze (BBG, 
zurzeit monatlich 7.100 Euro in 
Deutschland-West und 6.700 Euro 
in Deutschland-Ost) in den meis-
ten Fällen nicht in Betracht kom-
men.     

 



Global Mobility Services Newsletter | 6 

© 2021 KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, eine Aktiengesellschaft nach deutschem Recht und ein Mitglied der globalen KPMG-Organisation unabhängiger Mitgliedsfirmen,  
die KPMG International Limited, einer Private English Company Limited by Guarantee, angeschlossen sind. Alle Rechte vorbehalten.  

Fazit/Empfehlung 
Vorstandsmitglieder einer AG kön-
nen auf Antrag ein Versicherungs-
pflichtverhältnis in der gesetzli-
chen Rentenversicherung be-
gründen. Nach Ansicht der DRV 
Bund ist das Unternehmen zur 
Zahlung eines Beitragszuschusses 
nicht gesetzlich verpflichtet. Die 
Voraussetzungen der Steuer- und 
Beitragsfreiheit derartiger Zu-
schüsse als Zukunftssicherungs-
leistung des Arbeitgebers sind 
nicht erfüllt.  

Neben der Beantragung einer Ver-
sicherungspflicht können sich Vor-
stände auch freiwillig versichern. 
Beide Optionen eröffnen die Mög-
lichkeit, Leistungsansprüche in der 
gesetzlichen Rentenversicherung 
zu erwerben oder aufrecht zu er-
halten. Außerdem können Vor-
stände, die Pflichtbeiträge zahlen, 
die staatliche Förderung bei der 
Riester-Rente nutzen. Unser 
Team aus erfahrenen Rentenbera-
terinnen und Rentenberatern sagt 
Ihnen, welche Gestaltungsmög-
lichkeiten zu Beginn eines Versi-
cherungsverhältnisses bestehen.      

   
Einige oder alle der hier beschrie-
benen Leistungen sind möglicher-
weise für KPMG-Prüfungsman-
danten und deren verbundenen 
Unternehmen unzulässig. 
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Veranstaltungen/Schulungsangebot 
Einen aktuellen Überblick über Seminare und Veranstaltungen erhalten Sie hier.  
 

Webcast Live: Tax Update IV/2021 
 
 
8. Dezember 2021 
11:00 Uhr bis 12:00 Uhr 

Die Veränderungen des Steuerrechts 
zu verfolgen, stellt Unternehmen vor 
große Herausforderungen – insbeson-
dere in Zeiten von zunehmend globa-
len Geschäftsaktivitäten. Auch die An-
forderungen der Finanzbehörden 
gegenüber Unternehmen, die komple-
xen nationalen und internationalen Re-
gelungen zu befolgen, steigen an.  

Im Rahmen der quartalsweisen Tax 
Updates werden die aktuellen Entwick-
lungen in der Gesetzgebung, Recht-
sprechung und Verwaltung kompakt 
und übersichtlich von unserem Exper-
ten Prof. Dr. Gerrit Adrian dargestellt. 
Zudem werden die relevanten Auswir-
kungen für die Praxis aufgezeigt. Infor-
mieren Sie sich über die aktuellen 
steuerlichen Entwicklungen in unseren 
60-minüten Webcasts Live. Im Nach-
gang haben Sie zusätzlich die Mög-
lichkeit, den aufgezeichneten Webcast 
als Video-on-Demand jederzeit zu 
streamen. 

Teilnahmegebühr 
Die Teilnahmegebühr für einen einzel-
nen Webcast beträgt pro Person  
29 Euro (inklusive gesetzlicher MwSt.); 
für das Jahresabo Tax Updates (vier 
Webcasts) pro Person 95 Euro (inklu-
sive gesetzlicher MwSt.) 

Wir freuen uns auf Sie. 

Für Ihre Anmeldung und weitere Infor-
mationen klicken Sie bitte hier.  
 
 

 

 

 
 
 

 

 

 

 

 

 

https://home.kpmg.com/de/de/home/events.html
https://directservices.kpmg.de/html/de/tax-update-iii-2021.php
https://home.kpmg/de/de/home/events/2021/02/webcast-live-tax-update-1-2021.html
https://home.kpmg/de/de/home/events/2021/02/webcast-live-tax-update-1-2021.html
https://home.kpmg/de/de/home/events/2021/02/webcast-live-tax-update-1-2021.html
https://home.kpmg/de/de/home/contacts/a/gerrit-adrian.html
https://directservices.kpmg.de/html/de/tax-update-iii-2021.php
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